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Die Innungsversammlungen der Klempner— und Installateur—

Innung, der Innung des Schuhmacherhandwerks, der Sattler— und

Tapezierer—Innung und der Friseur-Innung — sämtlich Innungen

des‘Kreises Herzogtum Lauenburg (im folgenden mit "Innungen"

bezeichnet) — beschlossen übereinstimmend im Jahre 1953‚

10) eine lnnungskrankenkasse (IKKO) zu errichten?
20) die IKK„ nach Genehmigung durch das beklagte

Oberversicherungsamt (OVA0) mit der schon be—

stehenden Gemeinsamen Innungskrenkenkasse des

Kreises Herzogtum Lauenburg (GIKKQ) zu vereinigen„

Die Gesellenausschüsse der "Innungen" stimäten den Beschlüssen

zug In den zu den "Innungen■ gehörenden Betrieben waren etwa
595 Versicherungspflichtige beschäftigt°

Nachdem auch der Vorstand der GIKK° beschlossen hatte, die neu

zu errichtende IKK° nach ihrer Genehmigung durch das OVAO in

die GIKK° aufzunehmen, beantragte der Kreishandwerksmeister im

Auitrage der vier "Innungen" beim Versicherungsamt (VAO) Ratze—

burg die Genehmigung zur Errichtung der "Innungskrankenkasse

der Klempner und Installateure‚ Friseure, Sattler— und Tapezie—

rer und der Schuhmacher für den Kreis Herzogtum Lauenburg" und

— zum gleichen Zeitpunkt — die Vereinigung dieser IKK° mit der

GIKK°

Das VA° gab der Landkrankenkasse Ratzeburg, der Gemeinde Ratze—
burg ‚ der Handwerkskammer Lübeck und der klagenden Ortskranken—

kasse Gelegenheit, zu dem Antrag Stellung zu nehmen° Die Kläge—

rin widerspraeh der Errichtung der IKK° Sie gab zwar zu‚ daß

die erforderliche Gleichwertigkeit der Leistungen gegeben sei‚

erblickte aber in der Errichtung der IKK° eine Gefährdung der
eigenen Leistungsi‘ähigkeit° Durch Beschluß vom 160 Oktober 1953

erkannte das VA° die Gleichwertigkeit der Leistungen der neu zu
errichtenden IKKo mit denen der Klägerin an; da die IKK° nach

den Beschlüssen ihrer Trägerinnungen die gleichen Leistungen

wie die GIKK° zu erbringen habe und die Gleichwertigkeit dieser
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Leistungen bereits anläßlich der Errichtung der GIKKO fest—

gestellt werden sei„ Gegen diesen Beschluß wandte sich die

Klägerin mit der Beschwerde, die nach Inkrafttreten des So—

zialgerichtsgesetzes (SGG) vom Sozialgericht (SGO) Lübeck als
Klage behandelt wurde ‚Das SGo wies die Klage durch Vorbe—

scheid vom 120 Kai l954‚ den die Klägerin rechtskräftig wer—

den ließ, mit der Begründung ab‚ es handle sich in Wahrheit

um die Frage der Gefährdung der Leistungsfähigkeit der Klä—

-gerin‚ die aber durch den Verlust der zur IKKO abwandernden

Mitglieder nicht eintrete°

Am 18° Januar 1954 legte das VA„ den Antrag der "Innungen"

dem OVA„ Schleswig—Holstein zur Genehmigung voro

Das OVA„ faßte am 29() Juni 1954 folgenden Beschluß :

10) Die Errichtung der Innungskrankenkasse der
:Klempner und Installateure, der Sattler und

Tapezierer, der Friseure und der Schuhmacher

für den Kreis Herzogtum Lauenburg wird ge—

nehmigt„ Die Kasse tritt am lo Juli 1954 ins
Leben°

20) Die vorstehend genehmigte Innungskrankenkasse

wird mit der bereits bestehenden Gemeinsamen

Innungskrankenkasse des Kreises Herzogtum Lauen-

burg in Ratzeburg, Rathausstraße 6, unter diesem

Namen vereinigt„ Der Tag der Vereinigung ist der

l° Juli 1954„

In der Begründung wurde ausgeführt, die gesetzlichen Voraus—
setzungen für die Errichtung der IKKoseien gegebeno Die

satzungsmäßigen Leistungen der neuen IKK° seien denen der

Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOKO) gleichwertig° Das Aus—

scheiden von 595 Mitgliedernzaus der AOKO bringe dieser nur
einen Mitgliederverlust von 2,5 % und könne daher ihre
Leistungsfähigkeit nicht gefährden, insbesondere, weil sie

gleichzeitig auch des Versicherungsrisikos für diese Mit-

glieder ledig werde° Die sich aus der Belastung durch die

Rentnerkrankenversicherung ergebenden Verluste der AOK°

könnten in diesem Zusammenhang nicht berücksichtigt werden°

Die Vereinigung erfolge nicht nach 5 276 der Reichsver—
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sicherungsordnung (EVO)9 sondern stelle praktisch nur einen

Anschluß der, der vom Gesetz nicht verboten sei° ‘

Entsprechend der Rechtsmittelbelehrung in dem Beschluß des OVA°

wandte sich die Klägerin mit der Beschwerde vom 220 Juli 1954

an den Arbeitsminister des Landes Schleswig—Holstein, der sich

‚aber für unzuständig erklärte° Die Klägerin erhob nunmehr gegen

den Beschluß des OVAObeim SGoLübeck Klage;

Das SG° lud die GIKK„ des Kreises Herzogtum Lauenburg bei" In

der mündlichen Verhandlung vor dem SG° erklärte der Vertreter

der Klägerin, die Klage nicht mehr auf den von ihm behaupteten

Mangel der Leistungsfähigkeit stützen zu wolleno Das SG° gab

durch Urteil vom lo Dezember 1955 der Klage statto

Auf die Berufung des beklagten OVA° hob das Landessozialgericht
(LSG„) durch Urteil vom 240 Mai 1956 das Urteil des SG° Lübeck

auf, wies die Klage ab und ließ die Revision zug

Die Rechtsmittelbelehrung war‘ wie folgt„ gefaßt :

" Wenn von dem Rechtsmittel Gebrauch gemacht werden

soll9 muß es innerhalb eines Monats nach Zustellung

des Urteils schriftlich beim Bundessozialgericht in

Kassel eingelegt und binnen eines weiteren.Monats

begründet werden° Die Revisionsschrift muß bereits

einen bestimmten Antrag enthalten° Behörden, Körpere

schaften und Anstalten des öffentlichen Rechts brau—
chen sich vor dem BSG° nicht durch einen Prozeßbe—

vollmächtigten vertreten zu lasseno "

Das Urteil wurde den Prozeßbevollmächtigten der Klägerin am
29„ Juni 1956 zugestellt° Deren Revisionsschrift ging am

510 Juli 1956 beim Bundessozialgericht (BSGO) ein° Sie enthält
den Antrag?

das Urteil des LSG° Schleswig vom 240 Mai 1956

und den Beschluß des OVAC Schleswig—Holstein vom
290 Juni 1954 aufzuhebcno

Die Klägerin rügt die Verletzung materiellen Rechts, insbe—

sondere der 55 250 fie, 276, 280 ff„ und 320 ff„ EVO. Das LSG„
habe zwar richtig erkennt, daß der angefochtene Beschluß zwei

Fehler aufweise, nämlich die Bestimmung über des "Insleben—

treten“ der neuen IKK° und die Vereinigung einer nicht bestehen—
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den IKK„ mit einer bestehenden„ Das LSG° habe es jedoch zu Un—

recht unterlassen, den fehlerhaften Beschluß aufzuheben° Ent—

gegen der Ansicht des LSG° sei ein Verwaltungsakt bereits dann

fehlerhaft und folglich auf Anfechtungsklagc hin aufzuheben‚

wenn er nicht durch einen Rechtssatz gedeckt sei; ein Verstoß

gegen ein ausdrückliches gesctzliches Verbot sei dazu nicht er-

forderlicho Wenn auch aus der Rechtsentwicklung auf dem Gebiet

des Innungskrankenkassenwesens eine diesen Kassen freundliche

Tendenz des Gesetzgebers e-sichtlich sei, so folge daraus kei—

neswegs, daß der Gesetzgeber auf die Beachtung der in der BVG

vorgeschriebenen Wege zur Bildung und Vereinigung von IKK„n

habe verzichten wollen° Vielmehr zeige die Tatsache‚ daß der

Gesetzgeber es trotz der die IKKQn begünstigenden Tendenz bei

der Errichtungs— und Vereinigungsregelung der EVO belassen

habe, welchen Wert er auf die Beachtung dieser Vorschriften

lege° Es handele sich hier nämlich um Bestimmungen zum Schutze
der allgemeinen Orts— und Landkrankenkasseno Deshalb müsse

jeder Verwaltungsakt9 der diese Bestimmungen verletze, auf—

gehoben werdeno

3ie beigeladene GIKKo legte dem BSGO ein von Professor

Dr„ Hxnnc<verfaßtes " Rechtsgutachten über die Frage des une
mittelbaren Anschlusses einer Innung an eine bestehende IKK5

unter besonderer Berücksichtigung der geschichtlichen Ent—
wicklung des @ 250 RVO " vera Bas Gutachten kommt zu dem Er—

gebnis, der unmittelbare Anschluß einer Innung an eine be—

stehende IKK° sei — obwohl im Gesetz nicht vorgesehen — im

Wege rechtsfortbildender Auslegung zuzulasseno Er werde durch

die von der aufnehmenden IKK„ vorzunehmende Satzungsänderung

und durch die unter Beachtung der Schutzbestimmungen der

5% 251_ff° EVO erfolgende Genehmigung des OVAo vollzogen°

Das beklagte OVA° hat beantragt, die Revision zurückzuwei—

sen„ Es schließt sich der RechtsenSicht des tse„an und hebt
hervor, daß die von den vier "Innungen" errichtete neue IKK°

im Zeitpunkt des "Inslebentretens" bereits der Zwengsver-
einigung nach der Sechsten Aufbauverordnung unterlegen habeo

II

Die Revision ist zulässig, obwohl sie erst nach Ablauf der

in @ 164 Abs° 1 Satz 1 SGG für die Einlegung der Revision
bestimmten Frist eingelegt werden ist; denn der Revisions—
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klägerin stand für die Einlegung der Revision die Jahresfrist

des 5 66 Abs° 2 Satz 1 SGG zur Verfügung° Die Rechtsmittelbe—

lehrung im Urteil des LSG° enthält keinen Hinweis auf den in

5 164 Abs„ 2 Satz 2 SGGvorgeschriebenen notwendigen Inhalt der

Revisionsbegründungo Sie war daher " unriChtig erteilt " im

Sinne des 6 66 Absq 2 Satz 1 SGG (vgl° Urt° des BSG° v° 15° 11°

1957 — 9 RV 1006/56 — in SozRo see @66 Bl° Da.5 Nr° 17)„

Auch die Klage ist zulässig„ Zwar war die Klagefrist von einem

Monat, beginnend mit der Zustellung des Verweltungsakts ( 5 87

Abs° 1 Satz 1 See ), schon verstrlchen‚ als die Klage beim se„
eingingo Indessen

war die in dem angefochtenen Verweltungsakt

erteilte Rechtsbehelfsbelehrung, die auf den Weg der Beschwerde

an den Minister für Arbeit, Soziales und Vertriebene in Kiel

hinwies7 unrichtigo Seit Inkrafttreten des SGG ist der für die

Anfechtung eines Verweltungsakts gegebene Rechtsbehelf die An—

feohtungsklege ( 5 54 Abs„ 1 see )0 Nach 5 224 Abs° 3 see sind
alle Vorschriften früherer Gesetze und Verordnungen? die einen

anderen Rechtsbehelf für die Anfechtung von Verweltungsakten

vorsahen, äufgehoben; des gilt auch für die vom beklagten OVA„

in der Reehtsbehelfsbelehrung angeführte Vorschrift des 5 284

Abs„ 2 EVOo Das LSGo ist deshalb mit Recht davon ausgegangen?
daß die Klage im vorliegenden Streitfall binnen Jahresfrist

( 5 66 Abs„ 2 SGG) nach Zustellung des Verweltungsekts erho—
ben werden konnte°

Auch stand der Zulässigkeit der Klage nicht entgegen, daß ein

Vorverfahren nicht stattgefunden het° Wie der erkennende Senat

im Urteil vom 290 April 1958 — } RK 9/57
- näher ausgeführt hat9

handelt es sich bei Verwaltungsakten nach Art des hier ange—

fochtenen um streng rechtsgebundene Verwaltungsäkte7 bei denen

der erlassenden Verwaltungsbehörde ein Ermessen nicht einge—

räumt ist; Deshalb entfällt für die Klägerin auch unter dem Gee
siehtspunkt des 5 79 Nr„ 1 see‚ der allenfalls hier hätte in
Betracht kommen können, die Notwendigkeit‚ den angefochtenen

Verwaltungsekt vor Klageerhebung in einem Vorverfahren nachprü—

fen zu lassen (vgl° BSG° 5 So 209 12127 und 4 S„ 246)°

Zutreffend hat das LSG° das Rechtsschutzinteresse der Klägerin

bejahto Das beklagte OVA° hat allein schon dadurch9 daß es einen
belastenden Verwaltungsakt an die klagende Ortskrankenkasse ge—
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richtet hat, unmittelbar in ihre Rechts;hüre eingegriffeno

Mit der Anfechtung dieses an sie gerichteten Verwaltungs—

akts hat die Klägerin den für die Zulässigkeit der Klage in
5 54 Abs° 1 Satz 2 SGG aufgestellten Erfordernissen genügto

Schließlich ist dem LSGO — jedenfalls im Ergebnis — auch in—

soweit zu folgen, als es das beklagte OVA° für fähig erach—

tet‚ am Verfahren beteiligt zu sein (@ 70 Nr„ 3 SGG)„ Hier—
bei kann dahingestellt bleiben? ob die Auffassung des LSG°

zutrifft, @ 50 der Nilitärregierungsverordnung (MRVO)Nrcl659
wonach Behörden passiv parteifähig sind9 gelte in Schleswig—

Holstein als Landesrecht im Sinne des 5 70 Nr° 3 SGG°Das

Land Schleswig-Holstein hat durch 5 5 seines Ausführungs—

gesetzes vom 16° Juli 1957 zum SGG (GVOBIO So 95) den Be—

hörden die larteifähigkeit vor den Gerichten der Sozialge—

richtsbarkeit im Sinne des 5 70 Nro 3 SGG zuerkannt° Damit

ist der Mangel der Partcifähigkeit geheilt, falls er ent—

gegen der Auffassung des LSG° nach der früheren Rechtslage

bestanden haben sollte°

Nach alledem erweist sich die Klage als zulässigo In der

Sache kann die Revision jedoch keinen Erfolg haben; denn der

angefochtene Verwaltungsakt ist rechtmäßig erlassen°

Zwar hat das LSG„ mit Recht als fehlerhaft beanstandet9 daß

das beklagte OVAO in den l'»"ingangssatzen seines angefochtenen
Beschlusses eine Zweistufigkeit des Anschlußverfahrens zum

Ausdruck bringt dadurch, daß es zunächst die Errichtung ei—

ner GIKK° für die vier "Innungen" genehmigt und sodann zum
gleichen Zeitpunkt die Vereinigung dieser GIKKO mit der be—

reits bestehenden des Kreises Herzogtum angeordnet hat° Ohne
_eigene Satzung und Organe konnte die GIKKO, deren Errichtung

durch den angefochtenen Beschluß genehmigt wurde, nicht ins

Leben treten; sie konnte — als rechtlich noch nicht existent

auch nicht mit einer bereits bestehenden GIKK„ vereinigt wer—
den° Indesscn beantwortet sich die Frage, welchen Inhalt ein

Verwaltungsakt hat9 nicht allein nach den Eingangssätzcn, mit

denen die Verwaltungsbehörde im Verwaltungsakt nach Art einer

Urteilsformel vorab die von ihr beabsichtigte "Regelung eines
Einzelfalles auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts " (5 25

Abs„ 1 Satz 1 MRVO 165) zum Ausdruck bringt; denn ein Ver—
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waltungsakt ist kein Urteil ( vglo hierzu Forsthoff, Lehrb°
des Verwaltungsreéhts 6„ Auflo‚ 8° 182; Bettermann, Vérwaltungs-

akt und Richterspruch in Gedächtnisschrift für Wo Jellinek 1955,

» 50 561; OVG° Münster in Verwaltungsreehtsbrechung Bd° 5 S„ 157
AT63 £7)0 Zwar beruht auch der Verwaltungsakt auf Rechtsanwen—
dung° Sein Gepräge erhält er aber durch das Ziel, nämlich die

Neugestaltung eines öffentlich-rechtlichen Sachverhalts° Auch

wenn man mit Forsthoff (aaaoo° SO 183) davon absieht‚ den Ver—
waltungsakt als Willenserklärung der Verwaltung anzusprechen

und den aus dem Privatrecht entlehnten Begriff des Rechtsge-

schäfte auf ihn zu übertragen‚ muß doch das in ihm enthaltene

Erklärunggggygnj als wesentlich angesehen werden° Es ermöglicht,
den in 5 135 BGB enthaltenen allgemeinen Rechtsgedeuken auch

auf Verwaltungsakte anzuwendeno In diesem Sinne hatte auch

Art° 63 Abs° 2 in Verbindung mit Art° 54 des Entwurfs einer
Verwaltungsrechtsordnung für Württemberg (Stuttgart 1951) vorge—

sehen‚ daß bei der Auslegung eines Verwaltungsnkts nicht an dem
buchstäblichen Sinn des Ausdrucks zu haften‚ sondern zu erfor—

schen ist9 was nach Treu und Glauben als inhalt des Verwaltungs—

akts anzusehen ist, und daß unrichtige Bezeichnung von Perso—

nen und Gegenständen unerheblich ist, wenn über dieselben nach

dem Gesamtinhalt des Verwaltungsakts kein Zweifel b99teht° Da—

bei sind die gesamten Umstände der verwaltungsbehördlichen

Regelung, soweit sie dem Adressaten des Verwaltungsakts erkenn—

bar sind, insbesondere die Begründung des Verwaltungsakts zu
berücksichtigen°

Legt man diese Rechtsgrundsätze der Prüfung zugrunde‚'WQlchen

Inhalt der angefochtene Verwaltungsakt hat, so erweis£ sich9

daß der Beschluß des beklagten OVAO den unmittelbaren ßhää?lgg

der vier "Innungen" an die bestehende GIKK° des Kreises :zos—
tum Lauenburg regelto In der Begründung des Beschlusses 13% an—

geführt, die angeordnete Vereinigung der neu genehmigten GIKK„

mit der bereits bestehenden GIKKO betreffe gar nicht den Fall
des 5 276 RVO — Vereinigung mehrerer bestehender Kassen — ;

vielmehr handele es sich im vorliegenden Falle " praktisch le=

diglich um den Anschluß an eine bestehende Kasse " 0 Damit hat

das beklagte OVA° mit genügender Destimmtheit den eigentlichen

Inhalt seiner Regelung.zum Ausdruck gebracht, und die Ausein—
anderziehung dieses Vorgangs in zwei Einzelvorgänge — nämlich
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Errichtung einer IKK„ und gleichzeitigen Vereinigung dieser.

tun;“ mit einer bestehendenencc - erklärt sich als das
Bemühen, einen für des Organisationsrecht der Krankenver-

sicherung neuartigen Sachverhalt‚ der in der EVO-nicht
ausdrücklich geregelt ist, unter tunlichster Anlehnung

(
an greifbsre Regelungen der RVO ( @@250 ff„, 276 ff„ ) zu
deuten„ Insbesondere hat die in dem Beschluß ausgesproche—

ne Genehmigung der Errichtung einer GIKKO als eines Ele—

mente der Gesamtregelung nur die Bedeutung klarzustellen9

daß die für die Errichtung einer IKKD erlassenen Vorschrif—

ten auch in dem Fall des unmittelbaren Ausschlusses von
Innungen an eine bestehende IKK° beachtet werden sind°

Der von dem beklagten OVAO erlassene Verwaltungsakt des

lnhalts, daß der Anschluß der vier " Innungen " an die

GIKK° des Kreises Herzogtum Lauenburg genehmigt wird, ist

rechtlich zulässig, wie der erkennende Senat im Urteil

vom 290 April 1958 — 3 BK 9/57
— näher dargelegt hat„ Die

innere Verwandtschaft dieses Anschlußvorgangs zu dem in

der BVG geregelten Fall der Errichtung einer IKKo macht es
notwendig? den Anschluß von Innungen an eine IKK„ den

gleichen Vorschriften wie die Errichtung einer IKKO? wenn
auch unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Anschluß—

verfahrens, zu unterwerfen° Demgemäß obliegt dem OVAoin

einem solchen 9alle in entsprechender Anwendung des 5 253

EVO die Genehmigung des Anschlusses der Innungen an die

IKK; und in entsprechender Anwendung des @ 524 RVO die Ge—

nehmigung der Änderung der Satzung der aufnahmebereiten
IKK„ sowie die Bestimmung des Zeitpunkts des Inkrafttre—

tens der Setzungsänderung° Der vorliegende Streitfall be—

"trifft allein die Genehmigung nach 5 253 RVG° Ohne Rechts—

irrtum hat das LSG° festgestellt, daß die für die Genehmi—

gung des Anschlusses der Innungen en die GIKKQ des Kreises

Herzogtum Lauenburg erforderlichen Voraussetzungen erfüllt
sindo
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